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			Vorwort

			Der Kapitalismus ist unbeliebt. Dies war er von Anfang an und dies ist er immer noch. Spiegelbildlich bildet die Gruppe seiner enthusiastischen Befürworter fast immer und fast überall eine kleine Minderheit. Auch das heutige Deutschland macht diesbezüglich keine Ausnahme: Laut neuerer Umfragen glaubt weniger als die Hälfte der dort lebenden Bevölkerung, dass die Marktwirtschaft das bestmögliche Wirtschaftssystem sei. Ersetzt man das Wort „Marktwirtschaft“ durch den Terminus „Kapitalismus“, finden die Umfragen noch weniger Rückhalt für die gegenwärtige Wirtschaftsordnung.

			Aber: So evident die Unbeliebtheit des Kapitalismus auch ist, so nebulös sind die Vorstellungen seiner Kritiker, wie ein alternatives Wirtschaftssystem aussehen könnte. Dies ist eigentlich erstaunlich, denn die Menschheit denkt schon seit geraumer Zeit über diese Systemfrage nach. Hieraus sind detaillierte Entwürfe entstanden, wie Produktion und Konsum gesellschaftsweit organisiert werden sollten, damit die Menschen ein gutes Leben führen können.

			Daher lautet die Frage dieses Buches: Gibt es überhaupt eine überlegene Alternative zum Kapitalismus und, falls ja, wie sähe sie denn aus?

			Um diese Frage zu beantworten, lade ich zu einer ideellen Rundreise zu den aussichtsreichsten Alternativen ein, die bis dato erdacht worden sind: angefangen beim Idealstaat Platons bis hin zu den neusten Vorschlägen zu bedingungslosem Grundeinkommen, Sozialerbschaft und Aktienmarktsozialismus. Zunächst wird das Regelwerk jedes alternativen Wirtschaftssystems beschrieben und dann durchgespielt, um zu entdecken, ob es bessere Ergebnisse als der Kapitalismus in seiner heutigen Form erzielen würde. Dabei dient die Soziale Marktwirtschaft – das Wirtschaftssystem Deutschlands und anderer kontinentaleuropäischer Länder – als Vergleichsmaßstab.

			Wohlgemerkt, ich will mit diesem Buch keine Ideengeschichte vorlegen. Mir geht es vielmehr um die Sehnsucht nach einem menschlichen, gerechten und effizienten Wirtschaftssystem. In dieser Sehnsucht schlummert ein riesiges gesellschaftliches Energiepotenzial. Damit es in vernünftige und fruchtbare politische Handlungen münden kann, bedarf es einer unvoreingenommenen und rationalen Auseinandersetzung mit den besten Alternativen zum heutigen System, die im Angebot sind. Deswegen besteht mein Hauptanliegen darin, die innere Logik der interessantesten Entwürfe ans Licht zu bringen, um danach ihre ökonomische Tauglichkeit gedanklich zu prüfen. Dementsprechend stehen die Kohärenz dieser Entwürfe sowie die zu erwartenden Folgen ihrer eventuellen Realisierung im Vordergrund. Im Ergebnis soll diese Reise zu fremden Wirtschaftssystemen aufzeigen, in welchem Rahmen ein Leben jenseits der Sozialen Marktwirtschaft tatsächlich möglich ist.

			Nun ist eine Reise ins Fremde immer auch eine Reise zu sich selbst. Ebenso verschafft der Systemvergleich eine Perspektive, aus der man das gegenwärtige System besser betrachten kann. Durch diesen Vergleich lernt man, wie es funktioniert, wo seine Grenzen liegen, und welche noch nicht ausgeschöpften Möglichkeiten es enthält. Auch darum geht es in diesem Buch: Mittels des Vergleichs zu alternativen Wirtschaftssystemen will ich die Maßnahmen aufspüren, durch die sich die Soziale Marktwirtschaft zu einem menschlicheren, gerechteren und effizienteren System entwickeln kann.

			Dieses Buch wendet sich an ein breites Publikum und setzt daher auch keine wirtschaftswissenschaftlichen Spezialkenntnisse voraus. Ich habe versucht, die Einsichten in die Systemfrage, welche die ökonomische Analyse beisteuert, auf eine allgemein verständliche Weise darzustellen, ohne dafür die Stringenz der Argumentation zu opfern. Obwohl fast jeder Absatz mit Fußnoten und zusätzlichen Hinweisen hätte bereichert werden können, habe ich bewusst darauf verzichtet, um den Lesefluss zu erleichtern. Zitierte sowie weiterführende Literatur zum Stoff jedes einzelnen Kapitels ist im Anhang zu finden.

			Berlin, im Januar 2014

			Giacomo Corneo

		

	
		
			1. Prolog

			Eines Tages nahm der E-Mail-Austausch zwischen Vater und seiner Tochter eine unerwartete Wendung:

			Tochter: […] Ja, ich habe mir das Ökonomie-Lehrbuch angeschaut, das du mir bei der Abfahrt gegeben hast. Ich hoffe, du lässt mich jetzt in Ruhe!

			Vater: Und, hast du deine Meinung geändert?

			Tochter: Nein, keineswegs! Die unsichtbare Hand des Markts … darüber kann ich nur lachen. In welcher Welt lebt ihr eigentlich? Da sind Banker, die von Eigenkapitalrenditen von 25% fantasieren und sich deshalb riesige Boni gönnen. Weil ihre Berechnungen auf Luftbuchungen basieren, gerät ihre Bank in den Schlamassel. Für ihre groben Fehler brauchen aber diese feinen Leute nicht zu zahlen, denn die Rechnung übernimmt selbstverständlich der Staat – übrigens der gleiche Staat, auf den sie regelmäßig schimpfen.

			Das ist, wie der Markt faktisch funktioniert und wie eure marktgerechten Einkommen zustande kommen. Von wegen „unsichtbare Hand“!

			Vater: Na ja, die „unsichtbare Hand des Markts“ ist nur eine Metapher …

			Tochter: Die einzige unsichtbare Hand ist die der Banker in den Taschen der Steuerzahler. Und die Konsequenz daraus? Dass das Geld fehlt, um wirklich grundlegende Bedürfnisse zu stillen.

			Daher nenne es bitte „Kapitalismus“ und nicht immer „Marktwirtschaft“! Damit wird nämlich besser klar, in wessen Interesse das System operiert: im Interesse des Kapitals.

			Und denke daran, dass die gemütliche Existenz der westeuropäischen Mittelschicht für den Alltag im Kapitalismus überhaupt nicht repräsentativ ist. Denn unter dem Kapitalismus zu leben bedeutet für die meisten Menschen in Afrika, Asien und Lateinamerika nichts anderes als Ausbeutung und Elend!

			Vater: Über den Kapitalismus im Allgemeinen lässt sich leicht schimpfen. Aber was kritisierst du eigentlich genau?

			Tochter: Wenn du es wirklich wissen willst, kann ich es dir gerne erklären. Du solltest dir aber Zeit nehmen, denn an eurem Wirtschaftssystem gibt es eine Menge zu kritisieren …

			Vater: Na bitte: Leg los, ich bin gespannt!

			Tochter: Euer Wirtschaftssystem ist verschwenderisch, ungerecht und entfremdend. Aber Verschwendung, Ungerechtigkeit und Entfremdung entspringen ja keinem Naturgesetz. Sie sind das Ergebnis bestimmter sozialer Regeln, denen des Kapitalismus. Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist wiederum das Produkt eines vergleichsweise kurzen Abschnitts der Geschichte. So wie es entstanden ist, so kann es fallen und durch ein besseres Regelwerk ersetzt werden. Es liegt in unserer Hand, denn Menschen können sich entscheiden, den Kapitalismus zu bekämpfen, damit eine bessere Welt entstehen kann.

			Anklagepunkt 1: Verschwendung

			Der Kapitalismus verschwendet massiv unsere Ressourcen. Mit ihnen könnte man einen viel größeren Wohlstand für jedermann erreichen. Das ist wohl, was ihr Ökonomen „Ineffizienz“ nennt. Auf den Punkt gebracht: Der Kapitalismus genügt nicht einmal einer minimalen Anforderung wirtschaftlicher Vernunft.

			Und das Beweismaterial ist eindeutig.

			Arbeitslosigkeit: Etwa einem Zehntel der erwerbsfähigen Weltbevölkerung, das arbeiten möchte, wird dies verweigert! Gleichzeitig liegen Produktionsanlagen und Maschinen brach …

			Wir leiden zwar unter Wohnungsmangel, aber viele Wohnungen gehören Spekulanten und stehen absichtlich leer. Soll dies einer deiner „hocheffizienten Marktprozesse“ sein?

			Oder betrachte, wie der Kapitalismus die natürliche Umwelt behandelt. Sind die Vernichtung von Umweltqualität und natürlichen Ressourcen volkswirtschaftlich gesehen effizient? Regenwälder werden abgeholzt, Ozeane geplündert und die Atmosphäre wird durch Schadstoffemissionen verpestet. Es gibt keine Selbstregulierung. Der Kapitalismus bringt die Natur zum Kollaps. Demnächst beschert er uns eine Klimakatastrophe, infolge derer ganze Länder und Küstenstädte im Meerwasser versinken. Das ist wirklich super effizient …

			Und hast du schon einmal über die Verwendung von Nahrungsmitteln im Kapitalismus nachgedacht? In der dritten Welt verhungern Millionen von Menschen. Ebenso viele leiden in der ersten Welt unter Fettleibigkeit. Das habe ich wirklich so gelesen. Unter uns: Entspricht dies einer sinnvollen Verwendung von Nahrungsmitteln?

			Nach kalter ökonomischer Logik gehören auch die imperialistischen Kriege, die dieses angeblich so wunderbare System ständig produziert, in die Kategorie der Verschwendung. Dabei versucht ein Staat oder ein Staatenbündnis wie die NATO, durch militärische Gewalt Vorteile für die eigene Elite zu erlangen, beispielsweise die Kontrolle über ausländische Ölreserven. Hochwertige Ressourcen werden in den Krieg investiert, die alternativ produktiv eingesetzt hätten werden können. Diese Verschwendung ist gigantisch: Allein in den USA gibt die Regierung etwa fünf Prozent des amerikanischen Bruttoinlandsprodukts für Militärausgaben aus. Das sind mehr als 700 Milliarden Dollar im Jahr – eine unvorstellbare Summe. Stelle dir vor: Das ist mehr als zweimal so viel wie das gesamte Bruttoinlandsprodukt von Bangladesch – das heißt eines Landes mit einer Bevölkerung von 160 Millionen. Wie viel Leid könnte man mit diesen Ressourcen verhindern – anstatt es zu erzeugen? Ja, erzeugen. Denn, und das ist leider schon mehrmals geschehen, um der Rüstungsindustrie einen Gefallen zu tun, mistet die US-Regierung gelegentlich ihr Waffenarsenal aus, indem sie ganze Länder wie Vietnam oder Irak zerbomben lässt.

			Anklagepunkt 2: Ungerechtigkeit

			Die Verteilungsgerechtigkeit des Kapitalismus ist eigentlich ein Affront. Gerecht verteilen heißt, auf die jeweiligen Bedürfnisse der Menschen zu achten und ihre individuellen Verdienste zu belohnen. Aber unser System verteilt weder nach Bedürfnissen noch nach Verdiensten. Besonders skandalös ist die Ungerechtigkeit der Verteilung im Vergleich zwischen den Menschen, die das Pech haben in der Dritten Welt geboren zu werden und denjenigen, die das Glück haben, in der Ersten zur Welt zu kommen. Die Wohlstandsdiskrepanz ist so ungeheuerlich, dass niemand glauben kann, dass sie unterschiedlichen Bedürfnissen oder unterschiedlichen Leistungen entsprechen würde.

			Selbst innerhalb Europas ist die Einkommensungleichheit nicht akzeptabel. Schau mal z. B. nach Deutschland: Hier bezieht ein Haushalt der oberen 1% im Schnitt so viel Einkommen wie acht durchschnittliche Haushalte zusammen!

			Dass diese Ungleichheit aufgrund der daraus resultierenden Anreize irgendeine positive Funktion für die Gesellschaft erfülle, ist wohl ein Märchen, um die Wähler bei Laune zu halten. Anreize wozu? Mach dir mal bewusst, wie Leute wie der Hedgefondsmanager John Paulson reich wurden und vergleiche Gehälter und sozialen Nutzen von Finanzjongleuren und Krankenschwestern.

			Anklagepunkt 3: Entfremdung

			Diesen Punkt kann man nur schwer mit Zahlen untermauern. Lass mich trotzdem versuchen, ihn dir klarzumachen. Unter kapitalistischen Verhältnissen neigen die Menschen dazu, sich Ziele zu setzen, die mit einer sinnvollen Entfaltung ihrer Persönlichkeit unvereinbar sind. Das System verleitet sie geradezu, eine armselige Existenz zu führen, egal ob es um Arbeit, Konsum oder politische Beteiligung geht.

			Nimm die Arbeit: Sie sollte eigentlich den Menschen in die Lage versetzen, seine Fähigkeiten zu entwickeln und Kooperation mit den anderen aktiv zu erleben. Im Kapitalismus beinhaltet Arbeiten aber die Erledigung von stupiden Routineaufgaben durch unselbstständige Individuen, deren Eigenwille sich darauf beschränkt, ihre Ellenbogen am Arbeitsplatz einzusetzen und Firma und Kunden zu betrügen, sobald sie dazu Gelegenheit haben.

			Die Konsumsphäre sollte ebenfalls der persönlichen Entfaltung und der gegenseitigen menschlichen Förderung dienen. Stattdessen verschleudern die Individuen ihr Einkommen in Konsumwettkämpfen, die von der Werbung orchestriert werden. Gelegentlich geht dies hin bis zur Insolvenz von Tausenden von Familien, woraus z. B. eine „sub-prime“-Krise – wie 2007 in den USA – entstehen kann.

			Politische Demokratie sollte auf herrschaftsfreiem Diskurs gründen und allen Bürgern den gleichen politischen Einfluss ermöglichen. Für die meisten Menschen nimmt sie aber die Gestalt einer reinen Zuschauerdemokratie an, bei der die Urteilskraft der Bürger abnimmt, anstatt zu wachsen.

			Ich weiß: Du wiederholst immer wieder, dass man geduldig auf Reformen setzen soll. Aber was haben uns Europäern die letzten sechzig Jahre mit all ihren Reformen gebracht? Arbeitslosigkeit, Umweltkatastrophen und Kriege sind keinesfalls seltener geworden. Die Einkommensungleichheit hat sich auch nicht verringert und die Kinder von Arbeiterfamilien haben trotz aller Versprechungen immer noch wesentlich schlechtere Chancen als die Kinder von Akademikern. Prekäre Arbeitsverhältnisse sind heute noch stärker verbreitet als vor sechzig Jahren. Die Männer identifizieren sich immer noch in erster Linie über ihr Auto, denn sie würden es nicht ertragen, sich über das zu identifizieren, was sie tun und was sie sind. Und die politische Beteiligung ist kein bisschen gewachsen, sie ist eher gesunken.

			Wenn also sechzig Jahre Reformismus unter denkbar günstigen Bedingungen Verschwendung, Ungerechtigkeit und Entfremdung nur reproduziert haben, werden weitere sechzig Jahre institutionellen Retuschierens auch keinen Unterschied machen.

			Was daraus folgt, ist offensichtlich: Der Kapitalismus gehört abgeschafft!

			Vater: Uff, so eine Tirade hatte ich wirklich nicht erwartet!

			Lass mich zuerst auf deinen letzten Punkt zum Reformismus antworten. Deine Behauptung (die ich übrigens nicht teile), dass in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg keine Verbesserungen hinsichtlich Verschwendung, Ungerechtigkeit und Entfremdung zu verzeichnen sind, impliziert nicht, dass diese Reformtätigkeit überflüssig gewesen ist. Denn wir wissen nicht, was passiert wäre, hätten jene Reformen nicht stattgefunden. Vermutlich wäre die Ausbeutung der Umwelt, die Konzentration des Reichtums und die Entmündigung der Menschen viel weiter gegangen. Sich für Reformen zu engagieren kann also durchaus sinnvoll sein!

			Ferner vergisst du, dass während dieser Jahrzehnte im Allgemeinen der Wohlstand gewachsen ist und sich Bildung und Gesundheit für breite Bevölkerungsschichten substantiell verbessert haben. Überkommene autoritäre Beziehungen in Ehe, Familie und am Arbeitsplatz haben wir größtenteils hinter uns gelassen. All diese sind überaus wichtige Beiträge zur Lebensqualität, selbst wenn man die Weisheit des Zens noch nicht erreicht hat.

			Allerdings glaube ich, dass du im Wesentlichen richtig liegst, wenn du schreibst, dass der Kapitalismus ein ineffizientes, ungerechtes und entfremdendes System ist. Erstaunt? Schau, ich bin auch bereit, darüber zu diskutieren, ob das Tempo sozialen Fortschritts zu langsam sei und ob eine radikale Veränderung gewagt werden sollte. Aber eine solche Diskussion kann nur dann Sinn machen, wenn erklärt wird, welche Gestalt diese Veränderung annehmen soll.

			Aus den Mängeln des Kapitalismus zu schlussfolgern, dass dieses System abgeschafft werden sollte, ist nämlich etwas voreilig. Denn durch Wechsel kann man sich ja auch verschlechtern! Ein System, das nicht perfekt ist, sollte nur dann abgeschafft werden, wenn es ein anderes realisierbares System gibt, von dem wir Grund haben anzunehmen, dass es ihm tatsächlich überlegen wäre. Hingegen sollte man sich davor hüten, reale Zustände mit Idealzuständen zu vergleichen, denn ansonsten gerät man in eine echt gefährliche Nirvana fallacy.

			Also, was brauchen wir? Eine rationale Auseinandersetzung mit den besten Entwürfen alternativer Wirtschaftssysteme, die unsere Spezies bis dato vorlegen konnte. Schließlich zerbrechen sich Menschen schon seit Langem den Kopf über solche Fragen. Und dann wird es sich zeigen, ob der Kapitalismus ausgedient hat.

			Bereite dich also auf eine spannende Reise jenseits des Kapitalismus vor! Morgen schicke ich dir etwas darüber.

		

	
		
			2. Philosophen und Staatsversagen

			Der große griechische Philosoph Platon, Schüler des weisen Sokrates, verfasste sein Werk „Der Staat“ im 4. Jahrhundert vor Christi Geburt. Es ist damit die älteste uns überlieferte Abhandlung über ein ideales Gemeinwesen und ein Text, der die Entwicklung der abendländischen Philosophie sowie die Literatur über politische Utopien nachhaltig geprägt hat.

			Zur Zeit Platons existierte keine Volkswirtschaftslehre. So suchen wir vergebens in „Der Staat“ nach detaillierten Vorschlägen, wie das Wirtschaftssystem effizient, gerecht und menschlich gestaltet werden könnte. Aber jedes Wirtschaftssystem unterliegt einer maßgeblichen Wechselwirkung mit einem politischen System und deshalb können wir nicht die Frage nach einem besseren Wirtschaftssystem beantworten, ohne die Beziehung zwischen beiden Sphären zu untersuchen. Genau hier, an dieser wichtigen Schnittstelle setzt Platon an.

			Der Kapitalismus – bzw. der Handelskapitalismus der Antike – wird von Platon wohlgemerkt nicht aufgehoben. Daher gehört sein ideales Gemeinwesen noch nicht zu den Zielen der uns bevorstehenden Reise jenseits des Kapitalismus. Platons ideales Gemeinwesen steht allerdings aus gutem Grunde an der Schwelle zu dieser Reise, denn seine Bekanntschaft wird uns in unserem Entschluss noch verstärken, diese Expedition zu unternehmen.

			Die heikle Schnittstelle

			Das kapitalistische Wirtschaftssystem wird von den meisten Ökonomen als die Kombination von Marktsystem und privatem Eigentum der Produktionsmittel definiert. Eher als innerhalb dieses Wirtschaftssystems selbst entstehen die schändlichsten kollektiven Missetaten an der Schnittstelle zwischen kapitalistischem Wirtschaftssystem und politischem System. Imperialistische Kriege, bei denen kapitalistische Kreise ganze Länder in den Krieg manövrieren, sind bis heute das erschreckendste Beispiel für die Bedeutung dieser Schnittstelle. Ein weiteres sind die Finanzkrisen: Spätestens seit der Großen Depression von 1929 ist bekannt, dass der Finanzsektor gesamtwirtschaftliche Risiken potenziert, wenn er nicht reguliert wird. Der Gesetzgeber sollte z. B. hohe Eigenkapitalquoten sowie die Transparenz der Bilanzen der Finanzintermediäre verlangen. In den Jahren vor der letzten Krise ließ sich aber die Politik weltweit von der Lobby der Finanzindustrie dazu verleiten immer mehr zu deregulieren bzw. unwirksam zu regulieren. Der Erfolg dieser Finanzlobby bescherte jahrelang den Aktionären der Finanzbranche hohe Gewinne und den Finanzmanagern satte Boni. Demgegenüber stand, wie sich dann in der Krise herausstellte, keine außerordentliche Wertschöpfung, sondern eine riesige Wertvernichtung durch fehlgeleitete Realinvestitionen.

			In Anbetracht der Tragweite verfehlter Politik im Kapitalismus ist es wichtig sich zu fragen, ob die Defizite, die die Kapitalismuskritiker dem Kapitalismus zuschieben, nicht dadurch überwunden werden können, indem die Staatstätigkeit radikal anders organisiert wird. Dies bedeutet: Ohne an den Kernelementen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung – Märkte und Privateigentum – zu rütteln. Wenn dies möglich wäre, wäre die ganze Diskussion obsolet und wir könnten uns eine Rundreise durch alternative Wirtschaftssysteme ruhig sparen.

			Aus diesem Blickwinkel heraus kann man Platons „Der Staat“ wie eine Aufforderung lesen, von dieser Reise zurückzutreten. Im Wesentlichen schlägt er als Alternative die Beibehaltung des Kapitalismus bei gründlicher Entkoppelung der politischen von der ökonomischen Sphäre vor. Einerseits genießt in seinem Staat der Großteil der Bevölkerung die wirtschaftliche Freiheit des Markts bei Verzicht auf politische Einflussnahme, also auf die Demokratie, andererseits existiert eine Gruppe von gütigen Weisen, die außerhalb des Kapitalismus leben und die sich um die politischen Angelegenheiten des Rests der Bevölkerung kümmern.

			Wäre dies ein gangbarer Weg, um unsere Gesellschaft von ihren Missständen zu heilen?

			Politische Ökonomie und Staatsversagen

			Um Platons Entwurf besser einordnen zu können, ist es nützlich, vorab den Ansatz der heutigen politischen Ökonomie kurz zu schildern: Politökonomen gehen in ihren Untersuchungen von einer kapitalistischen Wirtschaft einschließlich eines staatlichen Gewaltmonopols zum Schutz der Personen und ihres Eigentums aus. In Abhängigkeit von der Verteilung der Eigentumsrechte, den individuellen Präferenzen und den natürlichen und technologischen Gegebenheiten ruft diese kapitalistische Ordnung eine bestimmte Allokation der Ressourcen hervor. Unter Ressourcenallokation soll man eine genaue Beschreibung verstehen, wer was und wie produziert und wer was verbraucht. Sie spiegelt also das globale Ergebnis eines Wirtschaftssystems wider.

			Beschränkt sich die ökonomische Tätigkeit des Staates auf den Schutz der Eigentumsrechte und können diese von allen Wirtschaftssubjekten frei gehandelt werden, sprechen die Ökonomen von einem laissez-faire-System. Dies ist ein Spezialfall von Kapitalismus, der so in der Realität eigentlich nie existiert hat, denn Regierende mischen sich in wirtschaftliche Angelegenheiten gerne ein. Tatsächlich zeigt die ökonomische Theorie, dass die Ressourcenallokation eines solchen laissez-faire-Systems fast immer suboptimal ist und sich prinzipiell durch zusätzliches staatliches Handeln verbessern lässt. Zum Beispiel hilft eine intelligente staatliche Regulierung des Finanzsektors, makroökonomischen Krisen vorzubeugen. Ein Steuer-Transfer-System hilft, Menschen vor Armut zu schützen. Versagt das laissez-faire-System bei der Bereitstellung bestimmter Güter oder bei der Verteilung der Einkommen, kann eine Ausdehnung der Staatstätigkeit über die Ordnungsfunktion hinaus prinzipiell bessere soziale Ergebnisse hervorbringen. An dieser Stelle warnt aber der moderne Politökonom: Staatsversagen kann für die Gesellschaft noch gravierender als Marktversagen sein.

			Und damit gelangen wir zur bereits hervorgehobenen „heiklen Schnittstelle“, denn Staatsversagen ist ein Ausdruck des schwierigen Verhältnisses zwischen Wirtschaft und Politik. Im Kern ist es auf zwei recht allgemeine Eigenschaften von Gemeinwesen zurückzuführen:

			Erstens ist ein Gemeinwesen keine Ansammlung gleich denkender Menschen mit einem einzigen Willen. Im Gegenteil, es besteht aus Individuen und Gruppen mit unterschiedlichen Auffassungen und oftmals stark divergierenden Interessen. Politische Entscheidungen, die eine Vielzahl von Individuen und Gruppen betreffen, sollten diese Interessenvielfalt berücksichtigen, um zu einem förderlichen Ausgleich zu kommen.

			Zweitens bestehen die technischen Vorteile der Arbeitsteilung, die man aus der Organisation von Produktionsprozessen kennt, auch für die Staatstätigkeit. Die Aussicht auf entsprechende Effizienzgewinne veranlasst Gemeinwesen dazu, einer bestimmten Gruppe zu gestatten, Entscheidungen im Namen des gesamten Gemeinwesens zu treffen und den Vollzug dieser Entscheidungen zu überwachen. Die Mitglieder dieser Gruppe nennt man Politiker.

			Diese zwei Eigenschaften – Interessenkonflikte innerhalb des Gemeinwesens und Delegation der kollektiven Entscheidungen – implizieren, dass Staatsmacht immer die Gefahr in sich birgt, mehr oder weniger großen Bevölkerungsgruppen mehr oder weniger großen Schaden zuzufügen.

			Um sich vor Staatsversagen zu schützen, kann sich das Gemeinwesen auf eine Verfassung einigen, die die Befugnisse der Regierenden einschränkt, z. B. indem sie bestimmte Rechte der Individuen für unverletzbar erklärt. Vorkehrungen müssen dann getroffen werden, damit die Regierenden sich tatsächlich an diese verfassungsrechtlichen Normen halten wie z. B. mit der Einsetzung eines unabhängigen Verfassungsgerichts.

			Wenn die Reichweite legitimer Staatseingriffe durch die Verfassung einmal definiert ist, stellt sich für das Gemeinwesen die Frage, wie kollektive Entscheidungen zustande kommen sollen. Allgemein sollten politische Institutionen zweierlei erreichen: Sie sollten für eine angemessene Vertretung der verschiedenen Interessen in der Gesellschaft sorgen und sie sollten verhindern, dass die Regierenden den Staat benutzen, um die restliche Bevölkerung auszubeuten. Die Frage ist, unter welchen Bedingungen dies unter kapitalistischen Verhältnissen gelingen kann.

			Die kapitalismuskritische Sichtweise

			Ein kapitalismuskritischer Politökonom ist jemand, der bestreitet, dass politische Institutionen gefunden werden können, die die oben genannten Probleme kollektiven Entscheidens befriedigend lösen, solange das Wirtschaftssystem kapitalistisch ist. Er glaubt insbesondere, dass der Kapitalismus keine wirkliche Demokratie zulässt. Was dies genau bedeutet, kann er am besten mit eigenen Worten erklären:

			Der kapitalismuskritische Politökonom: „In einer modernen Volkswirtschaft machen die Kapitaleinkommen typischerweise rund ein Drittel des Volkseinkommens aus. Da ein Drittel des Volkseinkommens einem viel kleineren Anteil der Bevölkerung zufließt, weisen die Kapitalisten eine ganz andere Einkommenssituation als die meisten anderen Bürger auf. Erstens ist das durchschnittliche Einkommen eines Kapitalisten ein Vielfaches des Durchschnittseinkommens der Gesamtbevölkerung. Zweitens ist die Zusammensetzung der persönlichen Einkommen der Kapitalisten durch einen überwiegenden Anteil des Kapitaleinkommens gekennzeichnet, während im Rest der Bevölkerung das Arbeitseinkommen den überaus wichtigeren Anteil bildet. Aufgrund dieser unterschiedlichen Einkommenssituation ziehen die Kapitalisten häufig Politikoptionen vor, die dem Interesse der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung zuwiderlaufen. Sie bevorzugen Politikoptionen, die die Unternehmensgewinne und andere Kapitaleinkommen auf Kosten des Allgemeinwohls der Bevölkerungsmehrheit erhöhen – wie etwa militärische Interventionen in ölreichen Ländern und die Duldung von Steueroasen.

			Wenn unsere vermeintlichen Demokratien wirklich die Interessen der Bevölkerungsmehrheit durchsetzen würden, würden ihre Regierungen diese Politikoptionen nie auswählen. Dem ist aber nicht so: Hinter einer demokratischen Fassade setzen sich die Interessen der Kapitalisten gegen diejenigen der Mehrheit durch.

			Wie ist das möglich? Die Kapitalisten bilden zwar eine Minderheit, weisen aber zwei Vorteile gegenüber der Mehrheit auf:

			Erstens, da sie eine Minderzahl sind, können sie sich leichter koordinieren. Schon die moderne Kapitalgesellschaft bildet einen institutionellen Rahmen, in dem sich die Kapitalgeber auf bestimmte Strategien zur Erzielung politischen Einflusses abstimmen können. Durch Eigentumsketten und Kreuzbeteiligungen entstehen größere Netze, die sich in Ländern wie Deutschland in der Besetzung von Aufsichtsräten niederschlagen, welche die Entwicklung gemeinsamer Standpunkte und Initiativen fördern. Im Gegensatz dazu leidet die Bevölkerungsmehrheit unter dem Problem des Trittbrettfahrerverhaltens: Das politische und soziale Engagement eines Einzelnen verursacht ihm spürbare Kosten und trägt zum kollektiven Anliegen minimal bei. Daher hat der Einzelne keinen materiellen Anreiz, sich für kollektive Belange zu engagieren.

			Zweitens sind die Kapitalisten aufgrund ihres Reichtums in der Lage, wirksames politisches Lobbying zu finanzieren. Vermögende Individuen, Unternehmen, Verbände und Stiftungen können auf verschiedene Weise das Ergebnis demokratischer Entscheidungsprozesse beeinflussen. Beispielsweise können sie für den Wahlkampf eines bestimmten Kandidaten oder einer bestimmten Partei großzügig spenden. Sie können ehemalige Amtsträger mit lukrativen Posten versorgen oder für sie hoch bezahlte Vorträge organisieren. Ferner können sie Medien, Thinktanks und Forschungsinstitute finanzieren, welche wiederum die Meinungen der politischen Entscheidungsträger und der Wähler in eine bestimmte Richtung beeinflussen. Im Ergebnis kommt es zu einer systematischen Verzerrung des demokratischen Prozesses, die die Interessen der Mehrheit missachtet und politische Gleichberechtigung untergräbt.

			Die Wurzel dieses Problems ist die ungleiche Verteilung des Kapitalbesitzes und dessen ungeschmälertes Recht auf Kapitaleinkommen. Prinzipiell könnte eine weitgehende Umverteilung des Kapitals (z. B. durch eine hohe Besteuerung von Erbschaften und Kapitaleinkommen) dieses Problem lösen. Praktisch geschieht es aber nicht. Der Grund ist, dass es sich bei diesen Maßnahmen um kollektive Entscheidungen handelt, die vom demokratischen Prozess hervorgebracht werden sollten. Dies kann aber unmöglich gelingen, wenn dieser Prozess systematisch im Interesse der Kapitalisten verzerrt ist. Eine Abschaffung des Kapitalismus würde hingegen das Problem an der Wurzel lösen.“

			Dass die Demokratie in sich eine gefährliche plutokratische Tendenz birgt, dachten auch einige der alten Griechen. So hielt Platon zu seiner Zeit die Kombination von Handelskapitalismus und Demokratie für grundsätzlich instabil. Seine Lösung war aber nicht die Aufhebung des Kapitalismus, sondern der Demokratie …

			Platons Design

			Gemäß Platon ist das ideale Gemeinwesen vor allem ein gerechtes. Gerechtigkeit bedeutet aber für ihn etwas anderes als das, was die meisten Leute heute darunter verstehen. Das Gemeinwesen ist für Platon gerecht, wenn jeder Mensch das Seine tut, womit er dem Ganzen nützt.

			Ausgangspunkt von Platons Überlegungen ist, dass die Menschen unterschiedlicher Art sind: Der eine ist für die eine Tätigkeit begabt, der andere für eine andere Tätigkeit. Gerechtigkeit bedeutet dann für ihn, dass jeder Mensch einem Beruf nachgeht, der zugleich seine Berufung ist. Im idealen Gemeinwesen wird also die Arbeitsteilung im perfekten Einklang mit der Verteilung der natürlichen Begabungen erfolgen.

			Diese Gerechtigkeitsanforderung gilt auch für das Regieren, das Platon als die wichtigste Tätigkeit in einem Gemeinwesen betrachtete. Platon war der Ansicht, dass einige Menschen aufgrund ihrer individuellen Eigenschaften für das Regieren besonders geeignet sind: Sie können besser als andere Maßnahmen identifizieren und umsetzen, die dem Gemeinwesen Nachhaltigkeit verleihen. Das Gebot der Arbeitsteilung gemäß den Begabungen begründet, dass die politischen Entscheidungen von einer geeigneten Gruppe von Berufspolitikern vorbereitet und getroffen werden. Im idealen Zustand ist die gerechte Arbeitsteilung in vollem Umfang verwirklicht. Daher ist das ideale Gemeinwesen nach Platon undemokratisch: Die Bevölkerungsmehrheit hat dort kein Recht, die Entscheidungen der Regierenden zu modifizieren oder diese abzusetzen und durch andere zu ersetzen.

			Nun könnte man politökonomisch dagegen einwenden, dass das Fehlen einer demokratischen Kontrolle das Problem des Staatsversagens zuspitzt. Ohne die Drohung, abgewählt zu werden, würden sich die Regierenden noch leichter von reichen Händlern manipulieren lassen. Diesem Risiko begegnet Platon durch zwei Vorkehrungen. Erstens werden in seinem idealen Staat die künftigen Berufspolitiker so früh wie möglich vom Rest der Bevölkerung getrennt und umfassend erzogen, im Dienste des Gemeinwohls zu handeln. Zweitens wird das Risiko der Bestechlichkeit dadurch minimiert, dass den Berufspolitikern jegliches private Eigentum und jegliche marktwirtschaftliche Tätigkeit untersagt werden.

			Zur Vermeidung von Staatsversagen im Kapitalismus schlägt Platon also eine scharfe Trennung von Ökonomie und Politik vor: Der Großteil des Volkes – der Stand der Erwerbstätigen – kümmert sich um die Produktions- und Tauschvorgänge, welche die materielle Reproduktion des Gemeinwesens sichern. Diese Vorgänge finden im Rahmen einer geregelten Marktwirtschaft unter Beibehaltung des privaten Eigentums statt. Die politischen Entscheidungen werden hingegen von einem hochkarätigen Expertenrat getroffen, der aus dem Stand der sogenannten Wächter hervorgeht.

			Wächter und Erwerbstätige stellen jeweils Seele und Körper des platonischen Gemeinwesens dar und Platon interessiert sich fast ausschließlich für die Seele. So macht er keine innovativen Vorschläge bezüglich der Organisation wirtschaftlicher Abläufe: Markt, Geld und Privateigentum prägen weiterhin den Alltag der Erwerbstätigen. Und wirtschaftspolitisch scheint Platon einen pragmatischen Kurs zu empfehlen. Zum einen warnt er vor zu viel gesetzgeberischem Eifer, wirtschaftliche Vorgänge zu regulieren. Seiner Meinung nach neigt man mit staatlicher Regulierung dazu, die Arbeitsteilung im Gemeinwesen unnötig zu hemmen und privilegierte Positionen im Sozialgefüge zu schaffen. Zum anderen plädiert er für eine Verteilungspolitik, die eine gesellschaftliche Spaltung zwischen Arm und Reich verhindert.

			Platon kann also sowohl wie ein Gegner der Demokratie als auch wie ein Anhänger der Marktwirtschaft definiert werden – was deutlich macht, dass die zwei Positionen nicht notwendigerweise gegensätzlich sein müssen.

			Die Wächter widmen sich in Platons Idealstaat den strategischen Fragen des Gemeinwesens, dies hieß zur damaligen Zeit vor allem Krieg und Frieden. Ihre Macht ist groß, denn sie übernehmen gleichzeitig die Aufgaben der heutigen Parlamentarier, Regierungsmitglieder und Verfassungsrichter; dazu bestellen sie auch die Armee. Eine Gewaltentrennung wie heute mit ihren „checks and balances“ kennt dieser Idealstaat nicht. Damit die Wächter ihre Aufgaben bestmöglich erledigen, schlägt Platon detailliert vor, wie sie auszuwählen und auszubilden sind und nach welchen Grundregeln ihr Leben organisiert werden soll.

			Eine besitzlose politische Elite

			Der Wächterstand des Idealstaates ist nicht einfach eine Gruppe weiser und wohlwollender politischer Führer. Er bildet eine eigene Gemeinde von Personen, die dauerhaft – normalerweise ihr ganzes Leben lang – zusammenleben und ihre ganze Existenz im Dienst der Allgemeinheit verbringen. Wir sollten uns die Wächter wie eine Gemeinde vorstellen, die physisch abgesondert vom Rest der Gesellschaft lebt. Die Wächter wohnen und speisen zusammen und teilen sich alles. Sie bestreiten ihren Lebensunterhalt nicht durch Eigenproduktion, da sie ihre kostbare Zeit nicht für manuelle Arbeit verschwenden sollten. Nahrung und alles weitere, was sie für ihr Leben benötigen, erhalten sie vom Erwerbsstand.

			Platon meint, dass die Wächter so einfach wie Soldaten auf dem Felde leben sollten – eine „low cost, high quality“ politische Klasse. Wohlgemerkt erhält der einzelne Wächter kein Gehalt vom Rest der Gesellschaft, das er nach eigenem Belieben ausgeben könnte. Vielmehr besteht gemeinschaftliches Eigentum aller Wächter. Kollektiv beschließen sie ihren Konsum und jeder erhält die Konsumgegenstände gemäß einem Rationierungsverfahren. Ebenfalls werden die Dienstleistungen rationiert, die von den einzelnen Wächtern in Anspruch genommen werden.

			Warum verbietet nun Platon den Wächtern das Privateigentum? Zum einen geht es ihm um eine optimale Verwendung menschlicher Begabungen. Die Wächter sollten sich gänzlich den Anliegen des Gemeinwesens widmen. Ohne Privateigentum können sie nicht in die Versuchung geraten, ihre Mission zu verraten und sich der Anhäufung privaten Reichtums zu widmen. Nun, darauf lässt sich erwidern, dass dieses Problem bereits dadurch vermieden werden kann, dass den Wächtern Nebentätigkeiten untersagt werden. Allerdings ist die Einhaltung eines solchen Verbots schwer zu erreichen, denn Nebeneinkünfte und Bevorteilungen können so verheimlicht werden, dass ein Gericht sie nicht rechtssicher beweisen kann. Tatsächlich erfolgt heutzutage die private Belohnung von Politikern für die Durchsetzung bestimmter Interessen meistens in Formen, die juristisch nicht beanstandet werden können. Der Ausschluss von Privateigentum und die Gütergemeinschaft aller Wächter macht es hingegen unmöglich, dass ein Wächter bestochen werden kann. Somit dient die Gütergemeinschaft der Wächter der Trennung der politischen von der ökonomischen Macht. Der Staat kann sich nicht in eine Plutokratie, also eine Staatsform, in der die Besitzenden, die Reichen die politische Herrschaft ausüben, umwandeln und den Sorgen des kapitalismuskritischen Politökonomen wird Rechnung getragen.

			Zum anderen dient in den Augen Platons die Aufhebung des Privateigentums im Wächterstand dem sozialen Zusammenhalt. Würde sich ein einzelner Wächter auf Kosten des Gemeinwesens bereichern, würde dies den Hass der anderen Bürger, insbesondere der anderen Wächter, hervorrufen. Früher oder später würde jeder Wächter gegen jeden anderen intrigieren und die Wächter als Gruppe würden vor den übrigen Bürgern als „feindselige Herren statt als Bundesgenossen auftreten“. Von einem idealen Staat könnte man dann überhaupt nicht mehr reden. Vielmehr wäre damit die Saat für verheerende soziale Tumulte und politische Umwälzungen gestreut.

			Der Wächterstand als biologische Einheit

			Politikern Privatvermögen zu verbieten, um Bestechlichkeit zu vermeiden, mag unverhältnismäßig hart erscheinen. Aber noch drastischer sind weitere Einrichtungen für das Leben der Wächter, die Platon vorsah, um ihre Einheit zu fördern. Nicht nur sollten die Wächter gemeinsam wohnen und speisen. In gewissem Grad sollten sie zu einer biologischen Einheit werden.

			Der Wächterstand kennt keine Geschlechterdiskriminierung und sowohl Frauen als auch Männer dürfen Platons Staat regieren. Von ihnen wird erwartet, dass sie Kinder haben und dass diese Kinder in der Regel ebenfalls Wächter werden. Indessen werden Kinder aus dem Wächterstand gelegentlich in den Stand der Erwerbstätigen versetzt und umgekehrt werden Kinder von Erwerbstätigen in den Wächterstand befördert. Zu einem hohen Grad rekrutiert sich aber die politische Elite aus dem Kreis der Kinder der politischen Elite selbst.

			Dies wirkt nicht besonders ungewöhnlich. Auch heutzutage sind Eliten durch eine geringe Durchlässigkeit gekennzeichnet und Institutionen wie Eliteuniversitäten und Stiftungen für Begabte fördern eine Heirat innerhalb der eigenen sozialen Schicht. Aber Platons Regeln für die Wächter gehen noch viel weiter: Die Familie wird als Institution abgeschafft.

			Die Ehe im Sinne eines Lebenskontraktes wird für die Wächter gänzlich aufgehoben. Sie dürfen weder heiraten noch eine Familie gründen. Bei der Erzeugung der Kinder mischen sich die älteren Wächter massiv ein, „den Pferdezüchtern mit den Pferden vergleichbar“. Und wenn die Kinder zur Welt gekommen sind, werden sie möglichst früh von ihren Eltern getrennt und gemeinsam erzogen.

			Das ist harter Tobak. Doch welche Logik steckt dahinter?

			Da die Kinder von ihren leiblichen Eltern gleich getrennt werden, bleiben die wahren Verwandtschaftsbeziehungen im Unklaren. Genau dies ist Platons Absicht. Aufgrund dieser Informationsschranke betrachten sich alle Kinder als Geschwister und sehen in jedem erwachsenen Wächter ein potenzielles Elternteil. Umgekehrt betrachten die Erwachsenen alle Kinder als ihre eigenen. Dadurch soll das Zusammengehörigkeitsgefühl des Wächterstandes verstärkt werden. Wiederum ist die Einigkeit der politischen Führer notwendig, um dem Gemeinwesen Nachhaltigkeit zu verleihen – Platons zentrales Anliegen.

			Exkurs: genetisch bedingter Altruismus bei den Wächtern

			Wie wirksam wäre tatsächlich dieser Verschleierungstrick, um den Altruismus, also eine selbstlose Denk- und Handlungsweise unter den Wächtern zu fördern?

			Betrachten wir das aberwitzige Gebot Platons durch die Brille der modernen Evolutionslehre. Sie erklärt den Altruismus unter verwandten Tieren durch ihre genetische Affinität. Da ein Gen eines bestimmten Tieres sich oft auch bei seinen Verwandten finden lässt, folgt es, dass ein Gen, das dieses Tier dazu bringt, den eigenen Verwandten zu helfen, sich relativ schnell vermehren wird, wenn man es mit einem Gen vergleicht, das zu einem rein egoistischen Verhalten animiert. Somit hat die natürliche Auslese Gene begünstigt, die altruistisches Verhalten innerhalb der Familie hervorrufen.

			Nun hängt die Stärke dieses Altruismus von der genetischen Affinität zwischen den Individuen ab. Die Biologen messen diese Affinität mit Hilfe eines Index der Blutverwandtschaft („relatedness“). Grob gesagt entspricht dieser Index dem Anteil gemeinsamer Gene, wenn man von all denjenigen abstrahiert, die allen Individuen einer Spezies gemeinsam sind. Äquivalent entspricht diese Indexzahl der Chance, dass ein „seltenes“ Gen sich in zwei Individuen befindet, weil sie es von einem gemeinsamen Vorfahren geerbt haben. Beispielsweise ist die genetische Affinität zwischen Vollgeschwistern genau ½, zwischen Vettern ersten Grades genau 1/8.

			Der durch die natürliche Auslese herbeigeführte Altruismus konnte sich nur entwickeln, sofern die Individuen ihn „richtig“ anwenden konnten, das heißt, genetische Affinität erkennen konnten. Je höher der vom Individuum geschätzte Verwandtschaftsgrad, desto intensiver soll also dieser Altruismus sein.

			Wenn Platon im Wächterstand künstlich Unsicherheit bezüglich der biologischen Verwandtschaft erzeugt, verändert er die Konfiguration dieser altruistischen Beziehungen in zweierlei Hinsicht. Einerseits nimmt die Intensität des Altruismus zwischen Blutsverwandten ab, weil sie dieser Verwandtschaft unsicher sind, andererseits kommt Altruismus zwischen biologisch nicht verwandten Individuen zustande, weil sie davon ausgehen, dass sie Blutsverwandte sind. Als Folge resultiert eine Umverteilung altruistischer Neigungen. Anstatt weniger altruistischen Beziehungen großer Intensität weist jedes Individuum zahlreiche altruistische Beziehungen geringer Intensität auf. Bildlich gesprochen wird ein großmaschiges Netz mit dickem Draht durch ein engmaschiges mit dünnem Draht ersetzt.

			Wie viel genetisch bedingter Altruismus unter den Wächtern lässt sich durch Platons Trick erzeugen?

			Dies hängt von der Anzahl der Wächter ab. Betrachten wir als Beispiel eine hypothetische erste Generation von erwachsenen Wächtern, die aus N/2 Männern und N/2 Frauen besteht, die untereinander nicht verwandt sind und Kinder erzeugen, die ebenfalls Wächter werden. Wenn die biologische Elternschaft der zweiten Generation unbekannt und völlig zufällig ist, wird der erwartete Verwandtschaftsgrad unter diesen Kindern identisch und zwar gleich 1/N sein. Der Altruismus innerhalb der zweiten Generation wird also weniger intensiv, je höher die Anzahl ihrer Eltern, sprich der heutigen Wächter, ist. Wenn z. B. eine Stärke des Altruismus entsprechend demjenigen zwischen Vettern zweiten Grades angestrebt wird, sollte N = 32 sein. Mit 128 erwachsenen Wächtern kann man unter ihren Kindern den Altruismus zwischen Vettern dritten Grades hervorrufen.

			Diese Zahlenbeispiele suggerieren, dass der Trick der Verheimlichung der natürlichen Verwandtschaftsbeziehungen einen eher geringfügigen Gewinn an genetisch bedingter Gruppenkohäsion herbeiführen würde, wenn man von mehreren Hunderten von Wächtern ausgeht!

			Die Aufhebung der Familie fördert also die Einigkeit der Wächter, indem sie die Vetternwirtschaft und die Bevorzugung der eigenen Kinder verhindert. Die Rivalitäten und Konflikte zwischen den Familienclans sind sodann bei den Wächtern nicht mehr möglich.

			Ferner wirkt das Verbot von Ehe und Familie in gewisser Weise ähnlich wie das Verbot von Privateigentum. Familienökonomen – wie etwa der Nobelpreisträger Gary Becker – sprechen nämlich von einem „Heiratsmarkt“, in dem Menschen für die Inanspruchnahme einer speziellen knappen Ressource konkurrieren: wünschenswerte Lebenspartner. Würden die Wächter an diesem Heiratsmarkt teilnehmen, würden Feindseligkeiten nicht nur unter ihnen, sondern auch zwischen dem Wächterstand und dem Erwerbsstand entstehen. Da die Wächter eine vergleichsweise kleine Gruppe sind, würden sie oft in der restlichen Bevölkerung attraktive Partner finden. Ein Wettbewerb zwischen Wächtern und Erwerbstätigen könnte aber nicht funktionieren, denn Erstere wären gleichzeitig Spieler und Schiedsrichter. Dann würden die Erwerbstätigen den Verdacht hegen, dass bestimmte politische Maßnahmen nicht das Allgemeinwohl, sondern das Interesse der Wächter auf Kosten ihres eigenen Interesses fördern.

			Werdegang der Wächter

			Die politische Führung muss nach Platon akkurat ausgewählt und ausgebildet werden. Im Idealstaat fängt ihr langer Bildungsweg mit einem Programm der Früherziehung an. Die Teilnehmer an diesem Programm sind die Kinder der Wächter sowie die vielversprechendsten Kinder aus dem Erwerbsstand, welche in die Wächtergemeinschaft integriert werden. Dies kann jedoch nicht so leicht gegen den Willen ihrer Eltern geschehen. Deshalb muss eine Laufbahn als Wächter vergleichsweise attraktiv erscheinen. Dies ist ein weiterer Grund, weshalb der einzelne Erwerbstätige nicht viel reicher als der Durchschnitt werden darf.

			Das Erziehungsprogramm der ausgewählten Kinder zielt darauf ab, aus ihnen später Regierende zu machen, die kompetent sind und das Gemeinwesen lieben. Bis zum Alter von zwanzig Jahren erhalten sie eine ganzheitliche Ausbildung für Körper und Geist. Diese Ausbildung ist in einem starren Kanon kodifiziert, an den sich die Erzieher eng halten müssen. Wenn die Kandidaten zum künftigen Wächteramt zwanzig Jahre alt sind, findet eine Auswahl statt. Nur diejenigen, die immer noch aussichtsreiche Kandidaten sind, werden für das darauffolgende Studium zugelassen. Zehn Jahre lang müssen sich die Auserwählten in die Mathematik und die Naturwissenschaften vertiefen. Im Alter von dreißig Jahren erfolgt wieder eine Auslese. Nur die besten dürfen sich danach der Philosophie zuwenden und zwar für weitere fünf Jahre.

			Erst im Alter von fünfunddreißig Jahren ist die Ausbildung der Wächter zu Ende. Jetzt sind sie so vorbereitet und geschult, um den Philosophenstaat zu führen. Allerdings zuerst einmal nur militärisch und noch nicht politisch. In den ersten fünfzehn Jahren leistet jeder Wächter nämlich Militärdienst. Diese lange Zeit lässt sich dadurch erklären, dass sich in der Zeit Platons die Stadt Athen immer wieder im Kriegszustand befand. Also üben die Wächter den eigentlichen politischen Beruf erst ab ihrem fünfzigsten Lebensjahr aus, wobei die damalige erwartete Restlebenszeit vermutlich nicht sehr lang war. Es ist davon auszugehen, dass Platon die Ansicht vertrat, dass die Menschen nur in diesem Alter genug Erfahrung gesammelt und sich ausreichend von ihren Leidenschaften befreit haben, um gute Politiker zu sein.

			Selbst wenn sie im Amtsalter sind, handeln die Wächter nicht als reine Berufspolitiker. Nach einigen Jahren der politischen Führung durchgehen sie eine Forschungsperiode, in der sie sich erneut der Philosophie widmen, sodass Praxis und Theorie wiederholt aufeinanderfolgen können. In dieser Zeit kümmern sie sich auch um die Auslese und Erziehung der nächsten Wächtergeneration – „den Pferdezüchtern mit den Pferden vergleichbar“.

			Ein nützlicher Mythos

			Das von Platon umrissene ideale Gemeinwesen lässt sich also wie folgt beschreiben: Die überwiegende Mehrheit der Menschen – der Stand der Erwerbstätigen – kümmert sich ausschließlich um ihre privaten Angelegenheiten und sucht in diesem Bereich ihr persönliches Glück. Kollektive Angelegenheiten, die ein gesetzgeberisches Eingreifen erfordern, werden von politischen Führern geregelt, die weise und gütig sind und daher die bestmöglichen kollektiven Entscheidungen treffen. Die politischen Führer werden vom Stand der Wächter hervorgebracht, welcher aus den für diesen Beruf begabtesten Menschen besteht und abgesondert vom Rest der Bevölkerung nach speziellen Regeln lebt. Jeder Wächter verzichtet auf Privateigentum und Familie, lebt gemeinschaftlich mit den anderen Wächtern und wird ab jüngstem Alter mit Blick auf seine Mission als künftiger politischer Führer konsequent erzogen.

			Ein kritisches Element dieses Gesellschaftsmodells ist die Gefahr, dass die Erwerbstätigen sich weigern könnten, die Macht der Wächter anzuerkennen. Platon selbst hebt diesen Punkt hervor und schlägt vor, wie man damit umgehen soll. Die Behauptung der Autorität der Wächter stellt nämlich bereits im Rahmen platonischer Philosophie ein Problem dar. Die Wächter sind Philosophen, die das Licht der Wahrheit erblickt haben und zu den Menschen „in der dunklen Höhle“ zurückgekehrt sind. Hingegen sind die Erwerbstätigen keine Philosophen und haben daher nur eine bruchstückhafte Wahrnehmung der Welt. Somit werden sie nicht gleich einsehen, dass die Wächter weise sind und die für das Gemeinwesen beste Politik betreiben. Ähnlich wie der junge Sohn sich dem gütigen Vater widersetzt, wird das Volk die paternalistische Bevormundung durch die Wächter nicht reibungslos akzeptieren.

			Etwas zögerlich – als ob er sich dafür schämen würde – schlägt Platon deshalb vor, die Verfassung dieses dem Anspruch nach besten Staates mit einer „notwendigen Lüge“ in Form eines Mythos zu legitimieren. Der Mythos sollte hervorheben, dass alle Menschen von der Mutter Erde abstammen und daher Brüder sind. Das Pathos der Brüderlichkeit wird helfen, Menschen zusammenzuhalten, die als Erwerbstätige oder Wächter grundverschiedene Vorrechte haben. Der Mythos wird weiterhin erzählen, dass Gott dafür sorgt, dass die Menschen von Mutter Erde bestimmte Stoffe erben. Die Stoffe, die sich ihren Seelen unterschiedlich beimischen, sind Gold, Silber, Eisen und Kupfer. Durch die unterschiedliche Mischung will Gott zeigen, welche Aufgabe jeder einzelne Mensch hat. Beispielsweise weist Gold in der Seele eines Menschen auf einen Wächter hin; Kupfer in der Seele eines anderen weist auf einen Bauern hin. An diese Zeichen – die im Zweifelsfall nur Wächter lesen können – sollten sich die Menschen halten. Würden sich die Menschen an das göttliche Gebot, ihren den jeweiligen Stoffen entsprechenden Aufgaben nachzugehen, nicht halten, würde ihr Staat untergehen.

			Platon ist davon überzeugt: Wenn es gelingt, dass die Erwerbstätigen an diesen Mythos glauben, werden sie die Autorität der Wächter akzeptieren.

			Der unvermeidliche Verfall

			Trotz aller Vorkehrungen glaubt selbst Platon nicht, dass sein idealer Staat, wird er je das Licht erblicken, eine unendliche Lebensdauer haben würde. Zu groß ist das Risiko seiner Entartung in eine Militärdiktatur ähnlich derjenigen, die Platon in Sparta beobachten konnte – dem autoritären Staat, der Athen militärisch besiegte, als er noch ein junger Mann war.

			Der Verfall des idealen Staates ergibt sich zwingend aus Platons Ideenlehre. Wird der ideale Staat verwirklicht, so ist er Bestandteil der Realität, welche dem Wechsel unterliegt – nur Ideen sind ewig. Ausgehend von der Perfektion kann der Wechsel nur Verschlechterung sein. Irgendwann wird sich also im realen Philosophenstaat ein tödlicher Fehler einschleichen. Zum Beispiel werden die Wächter die Ausbildung der nächsten Wächtergeneration vernachlässigen. Daraus wird eine verdorbene Generation von Wächtern hervorgehen, die anfängt, nach individuellen Auszeichnungen zu verlangen. Bald danach werden die Wächter für sich das Privateigentum von Geld, Haus und Land reklamieren. Ist erstmals das Privateigentum bei den Wächtern wiedereingeführt, werden Zwietracht und Konflikte die Oberhand nehmen: sowohl unter den Wächtern als auch zwischen ihnen und den Erwerbstätigen. Es wird zu einer entarteten Staatsform kommen, letztlich zu einer Tyrannei, die ständig Krieg führt.

			Das Argument, dass langfristig sein Philosophenstaat verfallen muss, war aber für Platon kein Grund, diese Staatsform nicht anzustreben. Tatsächlich warb Platon für seine ideale Verfassung und besuchte griechische Siedlungen in Süditalien, weil er guter Hoffnung war, dort einen Versuch starten zu können. Seine Hoffnungen wurden aber letztendlich enttäuscht – zu einem Versuch kam es nie.

			Spuren

			Gleichwohl haben die Ausführungen Platons über das ideale Gemeinwesen jahrhundertelang viele Spuren bei der Entwicklung von Institutionen hinterlassen. Seine Botschaft, dass die Machtelite in Bescheidenheit, ohne Privateigentum und nach strengen Regeln leben sollte und dass ihre Legitimation letztlich auf ihrer ethischen und intellektuellen Überlegenheit basieren sollte – und keine demokratische Zustimmung benötigt – fand insbesondere bei einigen Strömungen innerhalb der katholischen Kirche aufmerksame Ohren.

			Ein beeindruckendes Beispiel der Umsetzung einiger – freilich nicht aller – Elemente der platonischen Verfassung ist der Jesuitenstaat, der sich von 1610 bis 1767 auf einem weiten Gebiet in und um das heutige Paraguay erstreckte. Im Jesuitenstaat entsprachen die Patres den Wächtern; die restliche Bevölkerung bestand aus den Indios. Dieser Staat war kein kleines Experiment: Zur Blütezeit lebten fast 150.000 Menschen im christlich-sozialen Staat von Paraguay. Seine Verfassung zeugt von einem starken Einfluss durch Platons „Der Staat“. Unverkennbare Parallelen existieren aber auch zu dem Werk eines italienischen Nachahmers: des Dominikanermönches Tommaso Campanella. Wenige Jahre vor der Gründung des Jesuitenstaates hatte nämlich Campanella „La Città del Sole“ geschrieben, eine Utopie, in der den Priestern – anstelle der Philosophen – die politische Führung zugesprochen wird.

			Im Gegensatz zu Platons imaginären Wächtern halfen die wirklichen Patres des Jesuitenstaates auch mit manueller Arbeit und wurden auf eine konventionellere Weise erzeugt und erzogen. Sie herrschten aber paternalistisch über die Indios und besaßen keinen individuellen Reichtum. Privateigentum an den Produktionsmitteln gab es im Jesuitenstaat überhaupt nicht. Die Patres steuerten eigentlich ein kommunistisches Wirtschaftssystem, das ohne Geld und ohne Märkte funktionierte und das mehr als doppelt so lange überlebte als die Sowjetunion.

			Interessanterweise ging das Experiment in Paraguay weder wegen einer Entartung der politischen Führung noch wegen mangelnder wirtschaftlicher Leistung zugrunde. Die existierenden Studien deuten vielmehr daraufhin, dass beachtliche wirtschaftliche und soziale Resultate erreicht wurden und dass es nach Ankunft der Europäer in Südamerika den Indios nirgendwo besser ging als im Jesuitenstaat. Dieser wurde aber Opfer politischer Vereinbarungen zwischen den Kolonialmächten Spanien und Portugal, die sein Ende besiegelten. Die Patres mussten auf Befehl ihrer Vorgesetzten das Gebiet verlassen und es den Enkeln der Konquistadoren überlassen, die es daraufhin mit üblichen Methoden europäischer Kolonialpolitik zugrunde regierten. Innerhalb weniger Jahre war der Großteil der indigenen Bevölkerung Paraguays ausgerottet. Die florierende Landwirtschaft und das raffinierte Handwerk, die dank der Kühnheit und dem Fleiß der Patres entstanden waren, verschwanden ebenfalls.

			Die Philosophenkönige: ein Gedankenspiel

			Kehren wir zum Problem des Staatsversagens zurück, das am Anfang dieses Kapitels hervorgehoben wurde. Staatsversagen ist heute überhaupt nicht weniger verheerend als zur Zeit Platons, und wenn man es vermeiden könnte, ohne den Kapitalismus als Wirtschaftssystem in Frage zu stellen, könnte man die Anklagepunkte der Kapitalismuskritiker weitgehend entkräften. Hierzu bietet „Der Staat“ ein Rezept mit zwei Hauptingredienzien. Erstens: Schaltet das wirtschaftliche Eigeninteresse der Politiker komplett aus, indem ihnen der private Besitz verboten wird. Zweitens: Sorgt für eine ganzheitliche Erziehung dieser Politiker ab Kindesalter, damit sie weise und gut sind. Wenn die Regierenden nicht reich werden können, werden sie keinen Anreiz haben, das Volk auszubeuten. Wenn sie weise sind, werden sie kompetent regieren. Wenn sie gut sind, werden sie Besonnenheit und Warmherzigkeit auf die ganze Gesellschaft ausstrahlen.

			Stellen wir uns also vor, dass schon bald die Vereinigten Staaten von Europa nach platonischem Vorbilde errichtet werden würden. Ein unbesiedeltes Gebiet wird gefunden, um dort ein hübsches Reservat einzurichten, in dem alle Berufspolitiker leben. Im Reservat erarbeiten und bestimmen sie sämtliche Gesetze für den Rest der Bevölkerung. Einige Gremien widmen sich den föderationsübergreifenden Angelegenheiten, andere kümmern sich um die Landespolitik und andere um die Gemeindepolitik. Zahlreiche Kameras senden live im Internet, was sich dort zu jeder Minute abspielt, damit jeder, der Interesse an Politik hat, die Entstehung politischer Entscheidungen genau mitverfolgen kann.

			Den Politikern dieser Vereinigten Staaten von Europa wird Geld und Privateigentum untersagt und sie leben gemeinschaftlich. Ähnlich wie im Idealstaat Platons leben sie weder in Luxus noch in Armut. Sie verpflichten sich, gemeinsam für das Wohl Europas zu regieren und werden hierzu erzogen und trainiert. In ihren Stand werden sie mittels Aufnahmeprüfungen ab Kindesalter hinzugewählt, die von den Politikern in Selbstverwaltung organisiert werden.

			Diese moderne Wächter sind zwar Berufspolitiker, sie sind dennoch ganz anders als die heutigen: Sie sind Technokraten mit menschlichem Antlitz und praktisch veranlagte Moralphilosophen. Bestens arrangieren sie unsere kollektiven Angelegenheiten, sodass wir – das heißt diejenigen, die nicht im Reservat leben – uns darum nicht kümmern müssen. Bequem können wir das Leben genießen, während sie für uns eine weitsichtige Außenpolitik betreiben, den Finanzsektor klug regulieren und sonstige politische Entscheidungen optimal treffen.

			Die Fata Morgana des wohlwollenden Diktators

			Wenn dieses bequeme Bild realistisch wäre, gäbe es keinen Grund, eine anstrengende Rundreise zu den wirtschaftlichen Alternativen zum Kapitalismus zu unternehmen. Radikal müsste nur die Weise geändert werden, auf welche heute die politischen Entscheidungen getroffen werden. Aber leider trügt dieses bequeme Bild!

			Die Täuschung wurzelt in Platons verfehlter Erkenntnistheorie, welche die angebliche Eintracht der Wächter beim Regieren begründet. Platon war der Ansicht, dass die Wächter wahre Philosophen sind, die in die gleiche Ideenwelt Einsicht erhalten haben und daher sämtliche normative Vorstellungen gemeinsam haben. In der Realität gehören aber die Philosophen zu den Gruppen von Menschen, die sich am meisten streiten. Dies ist in der Natur ihrer Sache, denn ihre Theorien bestehen nicht aus logisch-mathematischen Aussagen, deren Richtigkeit geprüft werden können. Ebenfalls erheben sie nicht den Anspruch, durch die Empirie widerlegt werden zu können.

			Selbst die Ökonomen, die sich den Regeln der wissenschaftlichen Überprüfung verpflichtet fühlen, streiten sich vehement über die besten Politikmaßnahmen. Teilweise liegt die fehlende Einigkeit an der Beschränktheit der Instrumente, mit denen sie die Auswirkungen von Politikmaßnahmen abschätzen können. Dieses ist in erster Linie ein technisches Problem, das aus dem relativ jungen Alter des Faches resultiert und mit der Zeit entschärft werden kann. Was aber dauerhaft nicht überwindbar ist, ist die Uneinigkeit über die Bewertung der Auswirkungen politischer Maßnahmen, denn jeder Mensch versteht unter Allgemeinwohl etwas anderes. Dies ist kein Spezifikum von Philosophen oder Ökonomen, sondern ein allgemeiner Zug pluralistischer Gesellschaften.

			Die politische Führung einer Gruppe von Weisen anzuvertrauen, ist deshalb eine Fata Morgana.
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